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Rechtshinweis

Die dargebotenen Informationen wurden mit größter 
Sorgfalt zusammengestellt. Gleichwohl wird für die  
Aktualität, Richtigkeit oder Vollständigkeit keine Garantie 
übernommen. Aus diesem Grunde ist jegliche Haftung für 
eventuelle Schäden im Zusammenhang mit der Nutzung des 
Informationsangebotes ausgeschlossen. Die bereitgestellten 
Inhalte dienen der allgemeinen Mitteilung und nicht der  
Beratung in konkreten Fällen.

Inhalte, Struktur und Erscheinungsbild der zur Verfügung 
gestellten Information sind urheberrechtlich geschützt. 
Jedwede Verwertung bzw. Verwendung, Vervielfältigung 
und Veröffentlichung – auch auszugsweise – bedarf der  
vorherigen Einwilligung der GUV/FAKULTA.

Hinweis

Sofern im Text das generische Maskulinum verwendet wird, 
ist damit nicht die Absicht verbunden, Personen anderer  
Geschlechter auszuschließen. Es dient ausschließlich der  
besseren Lesbarkeit, Übersichtlichkeit und dem flüssigen  
Lesefluss des Textes.
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Info-Brief Nr. 142
Verlängerung der Verjährungsfrist 
für Verkehrsordnungswidrigkeiten 
von drei auf sechs Monate ab 1. Juli 2026  
VERFASSERIN: ULRIKE BITTERLE

Einführung

Mit der Änderung des § 26 Absatz 3 StVG1 verlän-
gert sich ab dem 1. Juli 2026 bei vielen Verkehrs-
ordnungswidrigkeiten die Verfolgungsverjährung 
von bisher drei auf künftig sechs Monate. Das  
bedeutet, dass die Bußgeldbehörde künftig  
länger Zeit hat, um Verfahren zu bearbeiten und 
Verstöße zu verfolgen. In Fällen, einer aufwen- 
digen Fahrerermittlung, wie z.B. bei Firmenfahr-
zeugen, stärkt die verlängerte Frist die Position 
der Behörde spürbar. Für betroffene Autofahrer 
die auf eine schnelle Verjährung gehofft haben,  
bedeutet das mehr Unsicherheit. Gerade bei  
Verstößen mit höherer Bußgelddrohung,  Punkten  
oder Fahrverbot ist daher über einen längeren 
Zeitraum mit Post von der Bußgeldstelle zu  
rechnen. 

Welche Verkehrsverstöße fallen
unter diese Regelung?

Betroffen sind vor allem typische Verstöße aus 
dem Straßenverkehr, darunter 

•  Geschwindigkeitsüberschreitungen, 
•  Rotlichtverstöße, 
•  Abstandsverstöße 
•  Handyverstöße am Steuer 
•  Park- und Halteverstöße. 

Straftaten im Straßenverkehr, wie z.B. das Fah-
ren ohne Fahrerlaubnis oder die Trunkenheit im 
Verkehr hingegen fallen nicht unter diese Rege-
lung. Hier gelten die strafrechtlichen Verjährungs- 
fristen.

1  Fünftes Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften vom 12. Mai 2026
   „Die Frist der Verfolgungsverjährung beträgt bei Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 1 sechs Monate“



Fassung bis 30.06.2026
Die Frist der Verfolgungs-
verjährung betrifft bei 
Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 Absatz 1 drei 
Monate, solange wegen 
der Handlung weder 
ein Bußgeldbescheid 
ergangen noch öffentli-
che Klage erhoben ist, 
danach sechs Monate.

Fassung ab 01.07.2026
Die Frist der Verfolgungs-
verjährung betrifft bei 
Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 Absatz 1 
sechs Monate.

Ab 01.07.2026 (Neu)

6 Monate

Bis 30.06.2026 (Alt)

3 Monate
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Einspruchsfrist gegen einen
Bußgeldbescheid bleibt kurz

Wer sich gegen einen Bescheid zur Wehr setzten 
möchte, muss schnell reagieren. Gegen einen 
Bußgeldbescheid kann regelmäßig nur innerhalb 
von zwei Wochen ab Zustellung Einspruch einge-
legt werden. Wer diese Frist versäumt, riskiert die 
Rechtskraft des Bescheids.

Ein Einspruch kann sich etwa lohnen, wenn  
Zweifel an der Messung bestehen, der Fahrer 
nicht sicher identifiziert wurde oder formale  
Fehler im Verfahren vorliegen, etwa Fehler bei 
der Anhörung oder Zustellung. Ebenfalls sofern 
Punkte oder Fahrverbote drohen, was v.a. für  
Beschäftigte im Außendienst und Berufskraftfah-
rer von Bedeutung sein könnte.  

Was war der Hintergrund
dieser Gesetzesänderung?

Beantragt wurde die Gesetzesänderung von den 
Bundesländern wegen akuter Überlastung der 
Bußgeldbehörden. 

Hintergrund der Änderung sind eine stetig wach-
sende Anzahl an Verfahren, komplexere Ermitt-
lungsverfahren bzw. Auswertungsverfahren  
sowie die Bekämpfung des illegalen Punktehan-
dels. Verkehrssünder sollen nicht mehr so oft  
ungeahndet davonkommen.

Was versteht man unter Verjährung?

Die Verfolgungsverjährung bestimmt, wie lange 
ein Verkehrsverstoß verfolgt werden kann. Nach 
Ablauf der Frist, die ab dem 1. Juli 2026 sechs  
Monate beträgt, darf eine Ordnungswidrigkeit 
nicht mehr verfolgt werden, ein Bußgeldbescheid 
mithin nicht mehr erlassen werden. 

Die Verjährung beginnt grundsätzlich mit dem 
Tag der Begehung des Verstoßes, z.B. dem Zeit-
punkt des Rotlichtverstoßes.  

Ist eine Verfolgung von Verstößen 
über die Verjährungsfrist hinaus möglich?

Das ist möglich, sobald die Verjährung unter-
brochen wird. Die Verjährungsfrist ist nicht in  
jedem Fall nur eine einfache Zeitspanne ab dem 
Tattag. Sie kann durch behördliche Maßnahmen 
unterbrochen werden, etwa durch den Versand 
eines Anhörungsbogens2, wenn der Betroffene 
vor Ort angehalten und ihm die Tat vorgehal-
ten wird oder durch den Erlass eines Bußgeld- 
bescheides.  Die Verjährung wird nur unterbrochen, 
wenn für den Betroffenen klar ist, dass gegen ihn 
als Betroffener (Fahrer) und nicht als bloßer Zeuge 
ermittelt wird. Weitere Unterbrechungsoptionen 
ergeben sich aus § 33 OWiG3. Mit jeder Unter- 
brechung beginnt die Frist von neuem zu  
laufen. Deshalb reicht ein Blick auf das Datum der 
Tat oder des Bescheides allein häufig nicht aus.  
Entscheidend ist, welche Maßnahmen die Behörde 
zwischenzeitlich getroffen hat. Die Verfolgung ist 
spätestens verjährt, wenn das Doppelte der gesetz-
lichen Verjährungsfrist, mindestens jedoch zwei 
Jahre verstrichen sind, vgl. § 33 Absatz 3 OWiG. 
Ob ein Bescheid tatsächlich verjährt ist, muss  
daher immer anhand des konkreten Verfahrens 
geprüft werden.

Übergangsphase für Alt-/Neufälle
– welche Frist gilt für meinen Fall?

Maßgeblich ist die Rechtslage zum Tatzeit-
punkt. Hiernach gilt für Taten bis einschließlich  
30. Juni 2026 (Altfälle) die dreimonatige Verjäh-
rungsfrist. Für Verstöße ab dem 1. Juli 2026 gilt 
die verlängerte Verfolgungsverjährung von sechs 
Monaten. 

2 Gilt nicht für Zeugenfragebögen, z.B. wenn der Halter/Firma beim Dienstfahrzeug schriftlich angehört wird. 

3 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
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Fazit

Für die Verwaltung ist die Reform ein pragmati-
scher Befreiungsschlag gegen die Überlastung. 
Für Verkehrsteilnehmer sinkt die Chance, einem 
berechtigten Bußgeld aus rein formalen Zeitgrün-
den zu entgehen, erheblich. Eine Überprüfung 
von Bescheiden lohnt sich dennoch, da längere 
Bearbeitungszeiten im Bußgeldverfahren nicht 
automatisch fehlerfreie Bescheide bedeuten.4  

4  Bspw. technische Messfehler, mangelhafte Beweisfotos, formale Fehler im Bescheid etc.  


